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sechs Organisationen entsandten Vertreter, sondern wenn alle 28 stimmberechtigten Mitglie-

der des Gremiums einheitlich abstimmen, Mehrheitsentscheidungen in jeglicher Form sind da-

mit ausgeschlossen.  

Die Hessische Krankenhausgesellschaft dankt für die Gelegenheit, diese Stellungnahme auch in 

der geplanten mündlichen Anhörung vortragen zu können, möchte aber dieses Mal keinen Ge-

brauch davon machen, sondern es bei der schriftlichen Anhörung belassen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Klaus Brameyer 
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  I A 2.5      

Stellungnahme Gemeinsames Landesgremium nach § 90 a Abs. 1 SGB V 
- Drucks. 19/5141 - 
 
 
 
 
 
  

 
Sehr geehrte Frau Abgeordnete Ravensburg, 
  
der bpa bedankt sich für die Gelegenheit, zum o.a. Gesetzentwurf Stellung neh-
men zu können. 

 
Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) bildet mit rund 
1.100 aktiven Mitgliedseinrichtungen die größte Interessenvertretung privater An-
bieter sozialer Dienstleistungen in Hessen. Einrichtungen der ambulanten und 
(teil-) stationären Pflege, der Behindertenhilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe 
in privater Trägerschaft sind im bpa organisiert. Die Mitgliedseinrichtungen des 
bpa sind somit maßgeblich an der ambulanten und stationären gesundheitlichen 
und pflegerischen Versorgung und Betreuung im ambulanten und stationären Be-
reich beteiligt. 

 
Um Empfehlungen zu sektorenübergreifenden Versorgungsfragen im Gesund-
heitsbereich zu geben, kann „nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften“ für 
den Bereich des Landes ein Gemeinsames Landesgremium aus Vertretern des 
Landes, der Kassenärztlichen Vereinigung, der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung, der Landesverbände der Krankenkassen sowie der Ersatzkassen und der 
Hessischen Krankenhausgesellschaft sowie weiteren Beteiligten gebildet werden. 

 
Der bpa hält es für unverzichtbar, auch die maßgeblichen Verbände der Pflege-
einrichtungen als Mitglieder des Gemeinsamen Landesgremiums aufzuführen, da 
hier wichtige Fragen sektorenübergreifender Versorgung zu regeln sind. Die ge-
meinsame medizinische und pflegerische Versorgung der älteren Bevölkerung im 
ländlichen Raum wird eine der wesentlichen Zukunftsaufgaben für die Hessische 
Landesregierung sein, welche ohne eine aktive Einbindung der pflegerischen Inf-
rastruktur nicht gelingen kann. Die Landesregierung hat bereits mit der Berufung 
des bpa und der LIGA der freien Wohlfahrtspflege in den 2. Hessischen Gesund-
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heitspakt die Notwendigkeit erkannt, dass die Herausforderungen der sektoren-
übergreifenden Versorgung besser unter Einbindung der maßgeblichen Träger-
verbände der Alten- und Krankenpflege bewältigt werden können und diesen rich-
tigen Schritt mit der Neuauflage des 1. Hessischen Gesundheitspaktes vollzogen. 
Auch der Landesgesetzgeber sollte nun mit der Evaluation des o.a. Gesetzes ein 
Zeichen setzen, dass die sektorenübergreifende Versorgung am besten im ge-
meinsamen Dialog geregelt werden kann.  

Der bpa hat u.a. durch die erfolgreiche Kooperation mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung Hessen und der Zusammenarbeit mit der Kassenzahnärztlichen Ver-
einigung Hessen bei Entwicklung und Umsetzung der Kooperationsverträge nach 
§ 119b SGB V bewiesen, dass er sich kontinuierlich mit diesem Thema beschäf-
tigt. Auch der Ausschuss Heimversorgung des Gemeinsamen Landesgremiums 
hat sicherlich seine Arbeitsfähigkeit entscheidend dadurch verbessert, dass die 
Heimträger eingebunden wurden. Allerdings waren die Mitwirkungsmöglichkeiten 
durch den bloßen Gaststatus der Pflegeeinrichtungen in einem Ausschuss unnö-
tig eingeschränkt und es mangelte naturgemäß an kontinuierlicher Kommunikati-
on und gegenseitigem Austausch. Soweit eine zahlenmäßige Überfrachtung des 
Gremiums vermieden werden soll, wäre die Benennung der LIGA der freien 
Wohlfahrtspflege für den freigemeinnützigen Bereich und des bpa für die privaten 
Anbieter als maßgebliche Vertreter notwendig und ausreichend. 

  

Änderungsvorschlag: 
Der bpa schlägt daher die folgende Ergänzung eines § 3 Abs. 2 Nr. 8 vor: 

 
„je ein Vertreter der LIGA der freien Wohlfahrtspflege in Hessen sowie des 
Bundesverbandes privater Anbieter sozialer Dienste (bpa) e.V. Landesgrup-
pe Hessen für die Wahrnehmung der Interessen der freigemeinnützigen 
bzw. privaten Pflegeeinrichtungen“  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
bpa Landesgeschäftsstelle 
 

 
Manfred Mauer 
(Leiter der Landesgeschäftsstelle) 
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Landesärztekammer Hessen
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Landesärztekammer Hessen, Im Vogelsgesang 3, 60488 Frankfurt a. M

Hessischer Landtag
Die Vorsitzende des Sozial- und Integrationspoliti­
schen Ausschusses 
Frau Claudia Ravensburg 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden

D ? n  i2A 5 1 /y c / /  T

Postfach 90 06 69 ♦ 60446 Frankfurt am Main 
Im Vogelsgesang 3 * 60488 Frankfurt am Main 
Telefon (069) 97672 - 0 • Durchwahl - 97672-111 
Telefax (069) 97672 - 166

Ihr Zeichen (bitte immer angehen) 
Unser Zeichen:

Datum:

Aktenzeichen: 
I A2.5 R 1010/2017 25. Oktober 2017

Öffentliche Mündliche Anhörung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschus­
ses des Hessischen Landtages zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein 
Hessisches Gesetz zur Bildung eines Gemeinsamen Landesgremiums nach § 90 a 
Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch -  Drucks. 19/5141 - 
Hier: Ihr Schreiben vom 22.09.2017

Sehr geehrte Frau Ravensburg,

haben Sie freundlichen Dank dafür, dass Sie die Landesärztekammer Hessen zu oben 
genannten Gesetzentwurf schriftlich und mündlich anhören werden.

Die Beteiligung der Landesärztekammer Hessen als ständiges Mitglied des Gemeinsamen 
Landesgremiums ist sinnvoll und wird nach wie vor begrüßt. Nicht akzeptabel ist für uns 
allerdings die in § 3 Abs. 3 S. 1 vorgesehene Regelung, wonach unter anderem die Lan­
desärztekammer Hessen nicht stimmberechtigt ist.

Gegen den Entzug ihres Stimmrechts protestiert die Landesärztekammer Hessen
ausdrücklich.

Die formale Beteiligung der Landesärztekammer Hessen ohne Stimmrecht stellt eine deut­
liche Fehlentwicklung, wenn nicht sogar eine Missachtung des Heilberufsgesetzes, dar, 
welches den Kammern unter anderem die Förderung der Qualitätssicherung im Gesund­
heitswesen als Aufgabe zuweist.

Gerade die Landesärztekammer Hessen hat als Vertretung aller in Hessen tätigen Ärztin­
nen und Ärzte die fachlich ärztliche Kompetenz, bei einer stärkeren Vernetzung an den 
Schnittstellen der ambulanten und stationären Versorgung mitzuwirken.
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Dass solch eine stimmrechtsbezogene Beteiligung der Ärztekammern erforderlich ist, hat 
der Freistaat Bayern erkannt. Bei dem Bayerischen Modell verfügt die Bayerische Lan­
desärztekammer über ein Stimmrecht (s. § 10b Abs. 1 Ziffer 3a i.V.m. Abs. 2 der vom 
Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit und Pflege erlassenen Verordnung zur 
Ausführung der Sozialgesetze).

Die Landesärztekammer Hessen hat das Recht aber auch die Pflicht, Politik und Staats­
verwaltung in Fragen der Gesundheitspolitik zu beraten und die Belange ihres Berufsstan­
des insgesamt gegenüber Staat und Gesellschaft wahr zu nehmen.

Ohne eine stimmberechtigte Teilnahme der Landesärztekammer Hessen in dem Gemein­
samen Landesgremium ist die bei der Landesärztekammer vorhandene Sachkompetenz 
zum Wohle der Allgemeinheit nicht durchsetzbar. Bei Beibehalten des Stimmrechtsentzu­
ges beginge der Gesetzgeber aus hiesiger Sicht einen großen Fehler.

Für weitere Fragen stehe ich Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

pf. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach 
Präsident
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